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Herzlich willkommen!
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Die Menschenwürde ist 
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Soziale Leistungen für Geflüchtete 

mit Behinderungen.
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Die europarechtlichen 

Vorschriften



EU-Aufnahmerichtlinie (Richtlinie 2013/33/EU)

ĄDie EU-Aufnahmerichtlinie gilt für 
Asylantragstellende (also für Menschen 
mit Ankunftsnachweis u. 
Aufenthaltsgestattung).

ĄSie hätte bis Juli 2015 umgesetzt werden 
müssen.

ĄSie muss bei der Auslegung des 
nationalen Rechts beachtet werden.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0096:0116:DE:PDF


EU-Aufnahmerichtlinie (Richtlinie 2013/33/EU)

ÁArt. 21:

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen in dem 

einzelstaatlichen Recht zur Umsetzung dieser Richtlinie 

die spezielle Situation von schutzbedürftigen 

Personen wie Minderjährigen, unbegleiteten 

Minderjährigen, Behinderten, älteren Menschen, 

Schwangeren, Alleinerziehenden mit minderjährigen 

Kindern, Opfern des Menschenhandels, Personen mit 

schweren körperlichen Erkrankungen, Personen mit 

psychischen Störungen und Personen, die Folter, 

Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen 

psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten 

haben, wie z. B. Opfer der Verstümmelung weiblicher 

Genitalien.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0096:0116:DE:PDF


EU-Aufnahmerichtlinie (Richtlinie 2013/33/EU)

ÁArt. 22 Abs. 1:

Um Artikel 21 wirksam umzusetzen, beurteilen die 

Mitgliedstaaten, ob der Antragsteller ein Antragsteller 

mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme ist. Die 

Mitgliedstaaten ermitteln ferner, welcher Art diese 

Bedürfnisse sind. (é)

ÁDie Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die 

Unterstützung, die Personen mit besonderen 

Bedürfnissen bei der Aufnahme nach dieser Richtlinie 

gewährt wird, ihren Bedürfnissen während der 

gesamten Dauer des Asylverfahrens Rechnung trägt 

und ihre Situation in geeigneter Weise verfolgt wird.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0096:0116:DE:PDF


EU-Aufnahmerichtlinie (Richtlinie 2013/33/EU)

ÁArt. 19 Abs. 2:

Die Mitgliedstaaten gewähren Antragstellern mit 

besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme die 

erforderliche medizinische oder sonstige Hilfe, 

einschließlich erforderlichenfalls einer geeigneten 

psychologischen Betreuung.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0096:0116:DE:PDF


EU-Aufnahmerichtlinie (Richtlinie 2013/33/EU)

ÁArt. 17 Abs. 2:

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die im Rahmen 

der Aufnahme gewährten materiellen Leistungen einem 

angemessenen Lebensstandard entsprechen, der den 

Lebensunterhalt sowie den Schutz der physischen 

und psychischen Gesundheit von Antragstellern 

gewährleistet.

ÁDie Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass dieser 

Lebensstandard gewährleistet ist, wenn es sich um 

schutzbedürftige Personen im Sinne von Artikel 21 und 

um in Haft befindliche Personen handelt.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0096:0116:DE:PDF


Rückführungsrichtlinie Richtlinie 2008/115/EG

ĄDie Rückführungsrichtlinie gilt für 
Ăillegal aufhältigeñ Personen (also f¿r 
Menschen mit Duldung).

ĄSie hätte bis Dezember 2010 umgesetzt 
werden müssen.

ĄSie muss bei der Auslegung des 
nationalen Rechts beachtet werden.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:348:0098:0107:DE:PDF


Rückführungsrichtlinie Richtlinie 2008/115/EG

ÁArt. 14 Abs. 1:

Die Mitgliedstaaten stellen (é) sicher, dass (é) die 

folgenden Grundsätze in Bezug auf Drittstaatsange-

hörige soweit wie möglich beachtet werden: (é)

ÁBerücksichtigung der spezifischen Bedürfnisse 

schutzbedürftiger Personen.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:348:0098:0107:DE:PDF


Außerdem:

ĄUN-Kinderrechtskonvention, z. B.  

ĄVorrang des Kindeswohls (Art. 3)

ĄFörderung behinderter Kinder (Art. 23)

ÁDie Vertragsstaaten erkennen das Recht des 

behinderten Kindes auf besondere Betreuung an und 

treten dafür ein und stellen sicher, dass dem 

behinderten Kind und den für seine Betreuung 

Verantwortlichen im Rahmen der verfügbaren Mittel auf 

Antrag die Unterstützung zuteil wird, die dem Zustand 

des Kindes sowie den Lebensumständen der Eltern 

oder anderer Personen, die das Kind betreuen, 

angemessen ist.

https://www.unicef.de/informieren/infothek/-/konvention-ueber-die-rechte-des-kindes/17528


Außerdem:

ĄUN-Kinderrechtskonvention, z. B.  

ĄRecht auf Bildung; Schule, 
Berufsausbildung (Art. 28)

ĄGesundheitsvorsorge (Art. 24)

Á(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des 

Kindes auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit 

an sowie auf Inanspruchnahme von Einrichtungen zur 

Behandlung von Krankheiten und zur 

Wiederherstellung der Gesundheit. Die Vertragsstaaten 

bemühen sich sicherzustellen, dass keinem Kind das 

Recht auf Zugang zu derartigen Gesundheitsdiensten 

vorenthalten wird.

https://www.unicef.de/informieren/infothek/-/konvention-ueber-die-rechte-des-kindes/17528


Außerdem:

ĄUN-Übereinkommen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen

http://www.behindertenrechtskonvention.info/


Der rechtliche Rahmen.
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Anfrage der LINKEN, BT-Drucksache 18/13215 (6.9.17)



Vor dem Asylverfahren.



ĂBüMAñ heiÇt jetzt ĂAnkunftsnachweisñ



Während des 

Asylverfahrens.



Aufenthaltsgestattung



Nach positivem 

Asylverfahren.



Die ĂAnerkennungñ im Asylverfahren

Asylberechtigung gem. Art. 16a GG 

ĄAE Ä25 Abs. 1 AufenthG

Ą drei Jahre 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft gem. Ä3 AsylG

ĄAE Ä25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 AufenthG

Ą drei Jahre 

Zuerkennung des subsidiären Schutzes gem. Ä4 AsylG

ĄAE Ä25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 AufenthG

Ą ein Jahr, bei Verlängerung für zwei Jahre 

Abschiebungsverbot gem. Ä60 Abs. 5 o. 7  AufenthG

ĄAE Ä25 Abs. 3 AufenthG

Ą Mindestens ein Jahr 



Aufenthaltserlaubnis



Nach abgelehntem 

Asylverfahren.



Duldung


